
 5 

Vorbemerkung 
 
Angesichts hoher Mobilität in Gesellschaft und Wirtschaft sind Straßen sowohl 
für den Personen- als auch für den Güterverkehr derzeit der bedeutendste Ver-
kehrsträger. Zudem beeinflussen internationale und insbesondere europäische 
Entwicklungen das moderne Straßenrecht, das durch zunehmende Verflechtun-
gen mit anderen Verkehrssystemen sowie mit den modernen Informationsnetzen 
geprägt und beeinflusst wird. Hauptsächliches Ziel der vorliegenden Abhandlung 
zum Straßenrecht ist es deshalb, Grundlagen für die Planung, den Bau, die Fi-
nanzierung und den Betrieb von Straßen zu vermitteln und gleichzeitig über ak-
tuelle Entwicklungen des Straßenrechts und verwandter Gebiete zu informieren. 
Die Ausführungen sind dabei nicht einzeln, sondern als ein durchgängiger, sys-
tematischer Prozess zu sehen, der die Planung, den Bau und die Nutzung des 
gesamten Straßennetzes sowie einzelner Straßenabschnitte zum Inhalt hat.  
 
Den maßgeblichen Rahmen der Ausführungen bilden das Bundesfernstraßen-
gesetz, aber auch die teilweise parallelen Ausführungen in den Straßengesetzen 
der Länder, denn die öffentlichen Straßen sind eingebunden in die Verkehrswe-
genetze des Bundes, der Länder sowie der Städte und Gemeinden. Eine beson-
dere Beachtung erfahren dabei technische Auswirkungen auf das Straßenrecht, 
die in der Form eines leistungsfähigen und umweltverträglichen Bauwerks „Stra-
ße“ auf der einen sowie auf der anderen Seite in einem sicheren Verkehrsweg 
für alle Nutzer zum Ausdruck kommen. Gegenwärtig werden die mit der Straße 
verbundenen Aufgaben zwar noch vorwiegend von der öffentlichen Hand wahr-
genommen, doch zwingen unübersehbare Grenzen einer ordnungsgemäßen Fi-
nanzierung aus rechtlichen, technischen und organisatorischen Gründen alle 
Straßenbaulastträger zu Veränderungen, die durch neue Modelle mit privaten 
Finanzierungen gekennzeichnet sind.  
 
Die vorliegenden Ausführungen sollen eine Übersicht über das Straßenrecht lie-
fern, Wirkungszusammenhänge mit anderen Rechtsgebieten im engeren sowie 
im weiteren Sinne aufzeigen und Hilfestellungen für die praktische Anwendung in 
Verwaltung und bei privaten Betreibergesellschaften geben. Bewusst wird auf 
die Darstellung schwieriger Rechtsfragen verzichtet, die Verfasser sind vielmehr 
bemüht, das Straßenrecht möglichst umfassend und systematisch darzustellen. 
Auch Studierende und andere Interessenten sollen damit die Gelegenheit erhal-
ten, wichtige Gesichtspunkte über Planung und Nutzung von Straßen schnell 
und sicher zu erfahren. Die Darstellungen erheben keineswegs den Anspruch 
auf Vollständigkeit und sind selbstverständlich verbesserungsfähig. Ständige 
Anpassungen des Straßenrechts und seiner Auslegung durch Rechtssprechung 
und Verwaltung bleiben daher eine dauernde Aufgabe. 
 
Abschließend möchten wir uns bei allen, die zum Gelingen des vorliegenden 
Werkes durch ihr Verständnis und Engagement beigetragen haben, insbesonde-
re auch bei unseren Ehefrauen Cornelia und Sandra, bedanken. 
 
Manfred Wiesinger                                                                          Sven Markuske 
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